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INTERPELLATION von Susanna Rusca Speck (SP, Zürich), Urs Lauffer (FDP Zürich) und 
Patrick Hächler (CVP Gossau) 

 
betreffend Organisation der Höheren Berufsbildung im Sozialbereich  
 
 
 
Das Einführungsgesetz zum eidg. Berufsbildungsgesetz (EG BBG) sieht neu vor, dass der 
Kanton höhere Fachschulen führen oder Dritte mittels Leistungsauftrag mit der Führung ei-
ner solchen beauftragen kann (§ 28). Das Mittelschul- und Berufsbildungsamt des Kantons 
Zürichs (MBA) ist zurzeit daran, aufgrund dieser neuen gesetzlichen Grundlage die Ausbil-
dungsgänge auf Tertiärstufe B zu organisieren.  
Anfang 2009 haben sich die relevanten Bildungsanbieter, die bereits heute mit einem kanto-
nalen Leistungsauftrag arbeiten, in einem privaten «Kompetenzzentrum Höhere BerufsbiI-
dung im Sozialbereich» (KHBS) zusammengeschlossen und sind daran, ein solches Bil-
dungszentrum auch unter Einbezug der Kindererziehung aufzubauen.  
Das Mittelschul- und Berufsbildungsamt evaluiert parallel dazu aber auch die Möglichkeit ei-
nes kantonalen, staatlich geführten Kompetenzzentrums, oder die Erweiterung der beste-
henden Zentren im Gesundheitswesen durch den Bereich Soziales. Heute bestehen bereits 
erfolgreiche Ausbildungsangebote im tertiären Bereich auf privater Ebene.  
Die Höhere Berufsbildung ist traditionellerweise in der Schweiz von den Arbeitgeber- und 
den Berufsverbänden getragen, das hat insbesondere im Gewerbe und im kaufmännischen 
Bereich zur erfolgreichen Vernetzung von Praxis und Berufsbildung geführt. 
 
Aus diesem Grunde bitten wir den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantworten: 
 
1. Welchen Stellenwert misst der Regierungsrat den privaten Bildungsangeboten im Be-

reich der Höheren Berufsbildung im Sozialbereich bei? 
 
2. Besteht die Absicht, den Bereich künftig zu verstaatlichen? Und was sind allenfalls die 

Gründe dazu? 
 

3. Wie stellt sich der Regierungsrat die Entscheidungsfindung vor? Welche Kriterien wird 
er seiner Entscheidung zugrunde legen? 

 
4. Wie steht es mit dem zeitlichen Ablauf? Bis wann ist eine diesbezügliche Entscheidung 

zu erwarten? 
 
5. Erstellt der Regierungsrat einen Kostenvergleich bezüglich einem privaten oder vom 

Kanton betriebenen Kompetenzzentrum (betreffend Investitions- und Betriebskosten)? 
 

6. Wie weit will der Regierungsrat das grosse Know-how mit gut gewachsene Strukturen 
im Sozial bereich weiter nutzen und erhalten? 
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